














 

 

Sozialgericht Münster 
 

Az.: S 20 AY 30/25 ER 
  
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

Beschluss 
 
In dem Verfahren auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 
 
 
Eyad Aljaramani, Grevener Straße 217, 48159 Münster 
 
Antragsteller 

Proz.-Bev.: 
Rechtsanwältin Eva Steffen, Hufschmiede 23, 32423 Minden, Gz: - 41/25ST01M Est - 

gegen 

Stadt Münster, vertreten durch den Oberbürgermeister, Hafenstraße 8, 48127 Münster, 
Gz: - 50 J 201/25 ER - 
 
Antragsgegnerin 

 
 
hat die 20. Kammer des Sozialgerichts Münster am 18.12.2025 durch den Vorsitzenden, 
den Richter am Sozialgericht Wibbelt, beschlossen: 
 
 

Der Tenor des Beschlusses vom 15.12.2025 wird dahingehend berichtigt, dass 
es anstelle von �unter Zugrundelegung von Bedarfssätzen nach § 3a AsylbLG in 
Höhe von 457 Euro monatlich� heißt �unter Zugrundelegung von Bedarfssätzen 
nach § 3a AsylbLG in Höhe von 455 Euro monatlich�. 
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Gründe: 

 

Rechtsgrundlage für die Berichtigung des Beschlusses vom 15.12.2025 ist § 142 Abs. 1 

i.V.m. § 138 Satz 1 SGG. Soweit das Gericht die Antragsgegnerin verpflichtet hat, Grund-

leistungen für die Zeit vom 01.01. bis zum 28.10.2026 unter Zugrundelegung von Bedarfs-

sätzen nach § 3a AsylbLG in Höhe von 457 Euro monatlich zu gewähren, beruht dies auf 

einem Rechenfehler. Zutreffend sind Bedarfssätze in Höhe von 455 Euro monatlich. Dies 

ist die Summe aus den vom BMAS für das Jahr 2026 nach § 3a Abs. 4 Satz 3 AsylbLG 

bekanntgemachten Beträgen für die Bedarfe nach § 3a Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG und § 3a 

Abs. 2 Nr. 1 AsylbLG in Höhe von 202 Euro und 253 Euro (BGBl. 2025 I, Nr. 251). 

 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diesen Beschluss kann binnen eines Monats nach Bekanntgabe Beschwerde bei 
dem 
 
Sozialgericht Münster, Alter Steinweg 45, 48143 Münster 
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wer-
den. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei 
dem 
 
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Zweigertstraße 54, 45130 Essen 
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 
 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, 
das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 
 
- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder 
 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. 
§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. 
 
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur 
qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni-
schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in 
der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Länder 
(www.justiz.de) können nähere Informationen abgerufen werden. 
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Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch 
eine Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse einge-
reicht werden, sind als elektronisches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen 
Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vor-
schriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder 
unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Doku-
ment nachzureichen. Gleiches gilt für die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsbe-
rechtigten Personen und ab dem 01.01.2026 für Bevollmächtigte, für die ein sicherer 
Übermittlungsweg nach § 65a Abs. 4 Nr. 2 oder Nr. 4 SGG zur Verfügung steht (§ 65d 
SGG). Ausgenommen sind nach § 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 1 oder Nr. 2 SGG ver-
tretungsbefugte Personen. 
 
 

Wibbelt 


